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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Thomas Mütze, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Katharina Schulze, Gisela Sengl, Markus 
Ganserer, Dr. Christian Magerl, Claudia Stamm, 
Rosi Steinberger, Martin Stümpfig und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Finanzierung des Mittelstands weiter ermöglichen – 
Finanzmarktregulierung für kleine und regionale 
Banken anpassen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bun-
des- und auf Europaebene dafür einzusetzen, dass 
die Regulierung und Aufsicht von Banken verstärkt an 
Größe, Risiken und Geschäftsmodell der jeweiligen 
Banken angepasst wird. 

Dabei sind für kleine und regional tätige Banken 

─ Meldeanforderungen an die Aufsichtsbehörden 
zusammenzufassen, 

─ der Prüfungsaufwand der Aufsichtsbehörden am 
Risiko für das Finanzsystem zu orientieren und 

─ Eigenkapitalanforderungen so zu formulieren, 
dass die Kreditversorgung kleiner und mittlerer 
Unternehmen nicht gefährdet wird. 

Die europäische Einlagensicherung für Banken ist 
ausschließlich als Rückversicherungsmodell zu ge-
stalten, das erst zum Einsatz kommt, wenn institutsei-
gene Sicherungssysteme nicht mehr ausreichen. Die 
Beiträge der Banken zur Einlagensicherung sind am 
Risiko ihres Geschäftsmodells zu orientieren. 

 

 

Begründung: 

Die Finanzkrise hat deutlich gemacht, dass kleine, 
lokal tätige Banken wie Sparkassen und Genossen-
schaftsbanken wesentlich stabiler und weniger kri-
senanfällig sind als Großbanken. Sie sind zudem für 
die Versorgung mit Finanzdienstleistungen in der Flä-
che und als Finanzierer kleiner und mittlerer Unter-
nehmen von großer Bedeutung. 

Die Reformen der Finanzmärkte in der Europäischen 
Union nach der Finanzkrise 2008 haben das Ziel, eine 

neue Finanzkrise zu verhindern und mögliche Risiken 
nicht mehr auf die Steuerzahlerinnen und Steuerzah-
ler abzuwälzen. Zu den Reformen zählen der Ausbau 
der Bankenaufsicht, höhere Eigenkapitalanforderun-
gen und der Ausbau der Einlagensicherung. Das ist 
grundsätzlich richtig. Teile der geplanten und bereits 
umgesetzten Regulierungen gehen für kleine und 
regional tätige Banken aber an den Risiken und Ge-
schäftsmodellen vorbei und stellen ihre wirtschaftliche 
Existenz infrage. 

Dazu zählen erstens die Meldeanforderungen an Sta-
tistikämter, nationale Zentralbanken, die Europäische 
Zentralbank (EZB), nationale Bankenaufsichten und 
die europäische Bankenaufsicht. Ein gemeinsames 
Meldeverfahren aller Aufsichtsbehörden würde den 
Verwaltungsaufwand der Banken deutlich vermindern, 
ohne dass der Aufsicht notwendige Informationen 
fehlen. 

Zweitens muss auch die Aufsichtspraxis geändert 
werden. Heute wenden die Aufsichtsbehörden viel 
mehr Zeit für kleine als für große Banken auf. Das 
geht an der tatsächlichen Risikolage völlig vorbei.  

Drittens muss die notwendige Stärkung der Eigenka-
pitalbasis der Banken angepasst werden. Denn ins-
besondere für kleine Banken ist der durch die Regu-
lierung zu tragende Aufwand in Relation zum Ge-
schäftsvolumen deutlich höher als bei Großbanken. 
Sie sind daher vermehrt dazu gezwungen, mit ande-
ren Banken zu fusionieren. Konkurrenz wird dadurch 
verringert, was nicht im Interesse der Kundinnen und 
Kunden sein kann. 

Viertens sollte die europäische Einlagensicherung 
ausschließlich als Rückversicherung fungieren. Nur 
für den Fall, dass die Institutssicherung mit der Siche-
rung der Einlagen ihrer Kundinnen und Kunden über-
fordert wäre, sollte die europäische Einlagensicherung 
haften. Sparkassen und Genossenschaftsbanken 
müssten dabei nur niedrige Beiträge an die europäi-
sche Einlagensicherung leisten, da nur der sehr un-
wahrscheinliche Fall abgesichert werden müsste, 
dass die Institutssicherung selbst überfordert wäre.  

An die Regulierung kleiner und mittlerer Banken müs-
sen also andere Anforderungen gestellt werden als 
bei Großbanken. Es geht dabei nicht um Privilegien 
für kleine und mittlere Banken, sondern um passge-
naue Regulierungsvorgaben, die sich nicht an den 
komplexen Risiken großer Banken orientieren, son-
dern dem Kredit- und Einlagengeschäft kleiner Institu-
te entsprechen 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und 
Finanzfragen 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Ludwig Hartmann, Thomas Mütze u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/15378 

Finanzierung des Mittelstands weiter ermöglichen 
- Finanzmarktregulierung für kleine und regionale 
Banken anpassen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Thomas Mütze 
Mitberichterstatter: Ernst Weidenbusch 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen federführend zu-
gewiesen. Der Ausschuss für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen und der Ausschuss für Wirtschaft 
und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, 
Energie und Technologie haben den Antrag 
mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 143. Sitzung am 21. Februar 2017 
beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen hat 
den Antrag in seiner 55. Sitzung am 7. März 
2017 mitberaten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Inf-
rastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie hat den Antrag in seiner 62. Sit-
zung am 16. März 2017 mitberaten und mit 
folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Peter Winter 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Thomas Mütze, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Katharina Schulze, 
Gisela Sengl, Markus Ganserer, Dr. Christian Magerl, Rosi Stein-
berger, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/15378, 17/16197 

Finanzierung des Mittelstands weiter ermöglichen – Finanzmarkt-
regulierung für kleine und regionale Banken anpassen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote



Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Ich rufe also den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über eine Europaangelegenheit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner Sitzung am Dienstag das unter Nummer 1 aufgeführte öffentliche Konsultati-

onsverfahren zu einer multilateralen Form der Beilegung von Investitionsstreitigkeiten 

abschließend beraten und empfohlen hat, die auf Drucksache 17/16301 ausgedruckte 

Stellungnahme abzugeben. Ergänzend schlägt er vor, in den Beschluss den Satz "Die 

Stellungnahme wird unmittelbar an die Europäische Kommission übermittelt" aufzu-

nehmen. Die Beschlussempfehlung und das Abstimmungsverhalten der Fraktionen 

sind in der aufgelegten Liste aufgeführt.

Wir kommen zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit 

den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 

die Fraktionen der CSU, der SPD, der FREIEN WÄHLER und vom BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN. Gibt es Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall. Gibt es Enthaltungen? – 

Auch nicht. Dann übernimmt der Landtag die Voten.
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